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Antrag 155/I/2022

Beschluss
Annahme in der Fassung der AK

Hass auf Telegram und anderen Messengern unterbinden – Geltendes Recht auch online durchsetzen

Wir lehnen Beleidigungen, Bedrohungen, Aufrufe zu Gewalt bis hin zu Volksverhetzung im Netz entschieden ab. Für

uns ist die Bekämpfung und Verfolgung von Straftaten online wie offline eine Kernaufgabe unseres Rechtsstaates.

 

Messenger-Dienste wie Telegramwerden als Plattformen von Pandemie-Leugner*innen und der verschwörungsideologischen

Szene genutzt. In den Gruppen und Kanälen der App vermischen sich unter anderem Querdenker*innen und Rechtsextreme.

Dabei werden sowohl irreführende und falsche Informationen über die Pandemie verbreitet, Proteste organisiert und Hass

und Hetze verbreitet.

 

Die Verfolgung von Straftaten, wie Beleidigungen, Drohungen, Aufrufen zu Gewalt und Volksverhetzung darf nicht von der

Kooperationswilligkeit der Betreiber des Messenger-Dienstes abhängig sein, sondern muss konsequent durch den deutschen

Staat erfolgen.

 

Wir fordern,

• dass das Landes- und Bundeskriminalamt entsprechend ausgestattet werden und für den Umgang mit Straftaten im

Netz besser ausgestattet werden, damit verübte Straftaten konsequent verfolgt und vor Gericht gebracht werden kön-

nen,

• eine bessere personelle Ausstattung und Schulung deutscher Polizei- und Justizbehörden, um geltendes Recht in digita-

len Strukturen effektiv durchzusetzen,

• eine niedrigschwellige Meldestellen für Online-Delikte bei den Landeskriminalämtern, um Straftaten auf Messenger-

Plattformen wie Telegram unkompliziert und direkt melden zu können und

• Staatsanwaltschaften und Strafgerichte mit dem Schwerpunkt “Hasskriminalität im Netz” eingerichtet und gestärkt

werden.

 

Überweisen an

AH Fraktion, Bundesparteitag 2023, Landesgruppe, Senat
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